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Das MUcktigste.
Die Annahme des Völkerbundvertrages .

* In einer Vollsitzung der Friedenskonferenz wurde der
Vertrag des Völkerbundes angenommen . Alle Verbesserungs -
anträge wurden zurückgezogen .

Der Text des Völkerbundsvertrags wurde , so meldet Reuter ,
am Sonntag nachmittag bekannt gegeben. Viele der darin
enthaltenen Bestimmungen sind bereits halbamtlich veröffent¬
licht worden. Neben den 32 ursprünglichen Mitgliedern wer¬
den noch weitere 13 Staaten , darunter die Niederlande , auf -
gefordert, dem Völkerbund beizutreten . Der Hauptpunkt des
Völkerbundvertrages ist der, daß «sine Nation » die unter Miß¬
achtung des Vertrages ihre, Zufluft zum Kriege nimmt , ipso
facto als eine Nation angesehen wird , die eine Kriegshand¬
lung gegen alle Mitglieder begangen hat .

Wilson berichtete in der Plenarsitzung über die Abänderun¬
gen im Texte u . a . wie folgt : Jedes Mitglied des Völker¬
bundes kann sich erst nach einer Kündigungsfrist von 2 Jah¬
ren aus dem Völkerbund zurückziehen. Abstimmungen müs¬
sen einstimmig erfolgen. Genf ist zum Sitze des Völkerbun¬
des bestimmt, doch kann der Sitz des Bundes nach einem an¬
deren Ort verlegt werden . Der Ausschluh des Mitgliedes ist
nur möglich, wenn es sich einer Verletzung seiner Verpflich¬
tungen schuldig gemacht hat . Keinem Staate darf Wider sei¬
nen Willen ein . Verwaltungsmandat übertragen werden.
Maßnahmen zum Schutze der Arbeit sollen getroffen werden .
Die Mitglieder des Bundes , die die angenommenen Grundsätze
nicht zu den ihrigen machen wollen, müssen zurücktreten .

Als Generalsekretär des Völkerbundes schlägt Wilson den
britischen Kronrat Sir Eric Drumand vor . Im Komitee des
Bundes sollen außer den 5 Großmächten noch vertreten sein :
Belgien, Griechenland, Spanien und Brasilien . Der Vertre¬
ter Japans nahm den bereits früher zur Beratung gestellten
Antrag wieder auf , der Raffengleichheit verlangt . Diese
Frage müsse wenigstens im Prinzip anerkannt werden . Auch
der Vertreter Frankreichs , Bourgeois , hatte zwei Zusatzan¬
träge betreffend Abrüstung und Maßnahme « gegen ein rebel¬
lisches Mitglied des Bundes . Der Te^ t des Vertrages wurde
jedoch in der vorgeschlagenen Form angenommen . j

In einer späteren Sitzung soll über den Gegenantrag Bor »
den -Kanada beraten werden, der sich auf die Regelung der
Arbeitsbedingungen bezieht. Am Schluß der Sitzung trat
Pichon dafür ein, daß auch das Fürstentum Monaco in die
Liste der neutralen Staaten ausgenommen werde, die zum
Beitritt in den Völkerbund aufgefordert werden sollen.

Die „Zürcher Post" meldet : Der jetzt zur Veröffentlichung
gelangende Pariser Entwurf nennt als hauptsächlichste Be¬
dingungen für den Eintritt der Schweiz in dyn Völkerbund
die Stellung eines Militärkontingents bei völkerbündischen
Handlungen , Generalbewilligung des freien Durchmarsches
von Völkerbundstruppen mit der Ermächtigung für diese
H^ere, auf schweizerischem Boden jederzeit die notwendig schei¬
nenden militärischen Anlagen , wie Flugplätze, Signalstationen
usw . zu errichten und schließlich Beteiligung an allen vom
Völkerbund verhängten wirtschaftlichen Sperrmaßnahmen .

Der Schweizer Wundespräsident in Paris .
* Präsident Ador ist Plötzlich von Bern nach Paris abgereist.Der Vorgang ruft , so wird aus Bern berichtet, trotz der amt¬

lichen und halbamtlichen Darstellungen lebhafte Besprechungen
hervor , in denen besonders die westschweizerischen Blätter ihre
Vermutungen aufrecht erhalten , daß der amerikanisch- italie¬
nische Zwischenfall mehr oder weniger die Reise Adors ver¬
anlaßt habe. Die Genfer „Feuille " will wissen , Adors Reise
sei, abgesehen von dringlichen Völkerbundsfragen , dadurch not¬
wendig geworden, daß die französische Regierung der schweize¬
rischen Eidgenossenschaft die elsässiche Grenzstadt Hüningen«» geboten habe, um dort einen Schweizer Rheinhafrn zu er¬
richten. Hüningen wird in diesem Falle dem Kanton Basel -
Stadt Ungegliedert werden . Außerdem versuche Ador die Auf¬
hebung des von der Entente erlassenen Verbotes der Zahlungvon 18 Millionen deutschen Goldes an die Schweiz durchzu¬
setzen.

Der 1. Mai -
* Wie Lyoner Blätter aus Coblenz melden , untersagte der

Obexkommandierende der amerikanischen Besatzungstruppenme Maifeier , da man politische Demonstrationen befürchtet.Große Plakate mit der Aufschrift : „Wir wollen einen gerech¬ten Frieden , und die 14 Wilsonpunkte müssen verwirklichtwerden! " waren von den Einwohnern fertiggestellt worden ..Der amerikanische ( ! ) General glaubte jedoch eine solche Pro -
paganda besonders wegen der amerikanischen Soldaten nichtmrlden zu dürfen .

In Frankreich erhält die Bewegung der diesjährigen Mai »ftwr erhöhte Bedeutung . Täglich erhält die Bewegung neue
Unterstützung. — Die Syndikatsräte der Pariser Theaterange -

" haben beschlossen, den Streik ab 1. Mai so lange fort -
»«sehen , bis ihre Forderung auf Weiterführung der De-mo -
mimachung und die Einstellung der Truppensendungen nach«en Zentralländern verwirklicht werden . Die Syndikatsräteunterstützen die Haltung des Präsidenten Wilson . Die Pa »
§

'br Lheaterdirektoren haben angesichts dieser Haltung der» weiter die Absicht, die Vorstellungen am 1 . Mai ausfallen
»» Das Ministerium der öffentlichen Arbeiten erläßt
. . "je Eisenbahner eine Proklamation , am 1 . Mai keine Be-'̂

E 'iürungen eintreten zu lasten . Das Post- «nd Tele -s aphenministerium erläßt einen ähnlichen Aufruf an alleweiter und Beamten seines Refforts .

Die Beschlüsse der internationalen '
Sozialistenkonkerenz .

* Tie internationale Sozialistenkonferenz in Amsterdam hateine Entschließung ü"ber den Völkerbund ange¬nommen, in der es heißt :
„Die Konferenz ist der Meinung » daß ei« Völkerbund.. «»!

dann seinen Zweck erfüllt , wen» er erstens von Anfangan auf der Grundlage gleicher Pflichten « nd
Rechte alle unabhängige « Völker in sich vereinigt »die die Verpflichtungen des Vertrages übernehmen .

Zweitens , wenn er über eine internationale Auto¬
rität verfügt , die beauftragt ist, sowohl den ergangenen
Verpflichtungen in Bezug auf den FriedenSvrrtrag , wie der
Tätigkeit des Völkerbundes Geltung zu verschaffen. Diese
Autorität übernimmt die Verpflichtung wirtschaftliche
Beziehungen herbeizuführen , die allmählich zur Unterbin¬
dung aller gesetzlichen Hindernisse des internationalen Han¬
dels, der Weltproduktion und der Weltverteilung führe ».

Drittens » wenn er Maßnahmen für ein Verbot weite¬
rer Rüstungen , für die progressive Herabsetzung der
gegenwärtigen Rüstungen und eine Kontrolle der noch ge¬
statteten Munitionsfabrikation vorsieht und wen« er baldigst
auf die völlige Abrüstung zu Wasser und zu Lande hinarbeitet .
Viertens . Wenn sich alle Nationen , aus denen sich der
Völkerbund zusammensetzt, verpflichten werden, allen Kon¬
flikten vorzubeuge «, auf die der Völkerbund Anwen¬
dung finden kann und wenn die Nationen sich verpflichten,
das Urteil des Bundes anzuerkennen und in keinem Falle
zum Kriege ihre Zuflucht zu nehmen. Fünftens .
Wenn er» um diesen Zweck zu erreichen, die Methoden der
öffentlichen Diplomatie annimmt , die die Gewähr
dafür bieten würden , daß die Forderungen der verschiedenen
Staaten für jeden einzelnen Fall entschieden würden , um da¬
durch allein die Beständigkeit des Friedens z« sichern . Diese
Bedingungen sind gegenwärtig von den Alliierten Regierungen
nicht erfüllt worden.

Ferner wurde eine Entschließung angenommen , die besagt :
„Die in Amsterdam tagende Konferenz, die die sozialistische
Bewegung von 26 Nationen vertritt , erklärt ihre Entschlossen¬
heit, den Kampf für einen Frieden aufzunehmen ,
der nicht im Widerspruch mit den 14 Punkten des
Präsidenten Wilson steht, die die einzige Grundlage
für ein dauerndes Einvernehmen der friedliebenden Demo¬
kraten in Aussicht stelle» . Die Konferenz ist der Meinung ,
daß die durch die Beschlüsse der Pariser Konferenz geschaffene
Beunruhigung die Permanenz des Vollzugsaus¬
schusses und der Mitglieder des Aktionsausschusses als un¬
vermeidlich erweist, bis die Feidenspräliminarien unterzeich,
net sind. Die Konferenz beauftragt die Delegierten , eine Zu¬
sammenkunft mit den vier leitenden Män¬
nern der Alliierten zu verlangen . Auf dieser Zusam¬
menkunft müssen die Vertreter der Internationale darauf be¬
bestehen, daß eine Lösung herbeigeführt würde, die sich mit
den Berner und Amsterdamer Beschlüssen deckt . Die Konferenz
hat den Regierungen die Verantwortung für alle
aus einer etwaigen Weigerung sich ergeben¬
den Folgen überlassen".

Weiter wurde ein Antrag angenommen, nach welchem Pa¬
lästina ein unabhängiger Staat und als solcher Mitglied
des Völkerbundes werden soll. Ferner wurde eine Ent¬
schließung angenommen, in der von der Pariser Konferenz
gefordert wird, die Unabhängigkeit EsthlandS anzu¬
erkennen.

An der- Schlußsitzung sprach sich der Kongreß ». L. (gegen
die Ansicht aus , daß Deutschland seinen Kolonien wegzuneh¬
men seien. Die Konferenz sprach sich auch gegen dir Einver ,
leibung DanzigS durch Polen au^ da eS eine deutsche Stadt
sei und den Polen ohnehin freie Nährt auf der Weichsel zu¬
gestanden werde «nd Danzig alMFreihafe -n erklärt werden
solle . M

Bezüglich des SaargebieteS verwarf die Konfere.nz nicht nur
die politische Annexion, sondern auch die wirtschaftliche. Es
sei notwendig, daß Deutschland den Schaden, den es ohne
dazu gezwungen zu sein » in Rordfrankreich „anrichtete , ver-
güte , und die Kohlenproduktion des SaargebieteS für diesig
Schadenvergütung bestimmt werde.

Bezüglich der Judenfrage wurde eine Entschließung ange¬
nommen , in der für die Juden überall dieselben Rechte ge¬
fordert werden, wie für die anderen Bürger . Die. Konferenz
erklärte ferner , daß sie, wo sie für die Selbständigkeit ver.
schiedener Länder eiutr^te, sich des Rechtes der Grenzbestim¬
mung enthalte . Sie ist der Ansicht, daß diese Grenzbestim¬
mung der in Betracht kommenden Bevölkerung Vorbehalten
bleiben müsse.

Die. nächste Sitzung der Konferenz wird am 1. August ab,
gehalten werden. Der allgemeine Kongreß wird auf den 2.
Februar festgesetzt . Außerdem wurde im Prinzip beschlossen ,eine Unterfuchungskommission nach Deutschland zu schicken.
Schließlich wurde die Errichtung ein ex Kommission zum Stu¬
dium der politischen Systeme, insbesondere des Rätesystemsund der Sozialisierung beschlossen.

Pensionierung der österrelcblscb - ungar.
GMziere.

* Wie die -Zeit" erfährt , hat die internationale Liquidie¬
rungskommission die sofortige Pensionierung sämtlicher Offi¬
ziere und Militärbeamtea der ehemaligen k. u. k. Armee an¬
geordnet, mit Ausnahme jener , welche von der Nationalgardeübernommen sind .

Die RLlanz
im Staatsrecbnungsvvesen .

Von Oberregierungsrat Schnurr
I.

Auf dem Gebiet des Staatsrschnungswesens hat die neueZeit bisher einen Wandel nicht geschaffen , der dringend nötigist. und wo es gilt, das unzulängliche Me durch lebenS.volles Neue zu ersetzen . Keine Hand regt sich, das bis-herige sogenannte kameralistische Buchungswesen in der drin ,gend nötigen Werse so zu reformieren , daß es dem Zweck
^ entsprechen vermöchte , über die Finanzgebahrung vollenAufschluß zu geben. Wohlgemerkt, vollen , ausreichenden Auf,
AluH . Denn worüber es Aufschluß gibt , sind nur die Ein .nahmen und Ausgaben der staatlichen Verwaltungen an¬deren Verhältnis zueinander , uffd es ist erstaunlich, daß sich dieparlamentarischen Körperschaften der alten Verfassung mitdiesem Notbehelf ein Jahrhundert lang begnügt haben, dereigentlich nur eine Satire ist auf das, was einstens derAffe mblee Constituante als Wesen und Gehalt des campte
^ ndu vorschwebte, nämlich eines Nachweises über die garmeFinanzgebahrung und Wirtschaftsführung des Staates , alsonicht nur über seine Einnahmen und Ausgaben, sondern ins¬besondere auch über sein Vermöge» und seine Schulden. ESist wahr , es sind hin und wieder im alten Landtag Anlauf 'unternommen worden, um Abhilfe zu schaffen und man hatdunkeln Drange heraus verlangt , das kamera-Ilstlsche Rechnungswesen durch das kaufmännische zu ersetzen ,greifbaren Erfolg haben diese Anregungen nicht
Erzielt. Man ist nicht darüber hinausgekommen, zwar einenGegensatz zwischen der kameralistischen Buchführung, in der
sich das Staatsrechnungswesen abspielt und der zu erstreben-den kaufmännischen Buchführung zu konstruieren, man ist abernicht zu der Erkenntnis durchgedrungen, daß diese Buch-fuhrungsarten überhaupt nicht gleichwertig einander gegen-unerstehen und daß die eigentliche Buchführung überhauptnur die kaufmännische ist und nur die kaufmännische seinkann . Und warum das ? Weil nur die kaufmännische Buch»suhrung Ausschluß gübt sowohl über die Einnahmen - und Aus-gabengebahrung wie über die nicht minder wichtige Vermögens-u - SchuldengeHahrung des Unternehmens . Auf beide Arien vonAufschlüssen kommt es aber an und zwar bei der Staatsverwal -tuwg- ebensogut wie beim Kaufmann . Der Kaufmann ist ebenseinen Weg folgerichtig zu Ende gegangen. Es ist ganz klar,er sah vor sich einen Teil seiner Ausgaben, die er das Jahrüber endgültig verausgaben mußte, ohne überhaupt sachlicheWerte dagegen einzutauschen oder nur solche Werte, die ernoch im Laufe des Jahres verbrauchte, während er für einenTeil seiner Ausgaben sich Werte beschaffte, die am Jahres -schluß übrig blieben, fern Vermögen bildeten, oder für die erd«n Gegenwert noch nicht bezahlt hatte, die also für ihn
Salden darstellten . Daß für letztere Art von Ausgaben —
solche zur Beschaffung bleibender Werte — ein« besondereBuchung zur Verernnahmung der am Jahresschluß noch vor-handenen Werte und etwa darauf ruhender Schulden nötigwar , ergab stch für ihn, wenn er sich oder seinen GläubigernRechenschaft geben wollte, von selbst, d . h . er mußte neben derBetriebsrechnung (Gewinn - und Verlustkonto) noch eine Ver-
mögensrechnung (Bilanz ) führen .

Diese letztere Rechnung hat nun die Staatsverwaltung —es erscheint unglaublich — nie geführt, obwohl sie für die
Staatsverwaltung mit ihren großen Vermögens- und Schuld-
beständen und den in allen Verfassungen an erster Stellebetonten parlamentarischen Haushaltungskontrollen sich beson -ders eindringlich hätte nahelegen müssen . Daß das Bedürfnisdarnach zeitweilig bei den Landständen empfunden wurde,geht wiederholten Anregungen hervor, die kamerali -
stische dlkM die kaufmännische Buchführung zu ersetzen . Daßauch sonff^ die Notwendigkeit, über das bleibende Vermögenund die Schulden des Staates Rechenschaft zu legen, dunkel
empfunden wurde , tritt an einigen Stellen der staatlichen
Rechnungsvorschriften und -Darstellungen zutage. So bestimmtArt . 37 des Etatgesetzes, daß die für Rechnung des Staates
angekauften Gegenstände, soweit sie nicht bei Verwendung der
Geldbeträge als unmittelbar verwendet dargetan werden, in
einer besonderen Naturalrechnung in Einnahme, bezw ., sofern
sie aus Grundstücken, Gebäuden, Berechtigungen oder Gerät¬
schaften bestehen, in den betreffenden Rechnungen, Güterver -
zeichniffen oder Jnventarien in Zugang nachgewiesen werden
müssen und daß sie nur nach den hierüber bestehenden beson¬deren Vorschriften in Abgang genommen werden dürfen .

Weiter finden sich in den Landtagsdrucksachen an Nach¬
weisen über Vermögens - und Schuldbestände „Darstellungen "
des staatlichen Grundstockvermögens und es Domänengrund »
stockvermögens, des umlaufenden Betriebsfonds, des stehen¬
den Betriebsfonds der Eisenbahn und der Bodenseedampf¬
schiffahrt und der Staatsgewerbekaffen und sodann die
„Hauptbilanzen " der Amortisations- und der Eisenbahn-
schuldentilgungskaffe .

Den Charakter kaufmännischer Bilanzen können aber selbst
diese beiden letzteren trotz ihres tönenden Namens als
Hauptbilanzen nicht beanspruchen, weil sie zwar Jnventare
des Barvermögens und der Schulden dieser Klassen, nicht aber
des sonstigen Vermögens der Verwaltungen (dort der allge.
meinen Staatsverwaltung , hier der Eisenbahnverwaltung ),
deren Schuldengebahrung sie dienen, geben und weil sie schließ¬
lich in keinerlei organische Verbindung mit den Ergebnissen
einer Gewinn - und Verlustrechnung gesetzt werden, um so
eine abschließende Übersicht über das gesamte wirtschaftliche
Ergebnis , dort der allgemeinen Staatsverwaltung , hier der
ausgeschiedenen Eisenbahnverwaltung auch hinsichtlich des ver¬
bleibenden Roh- und Reinvermögens zu ermöglichen .

Mit einer Beilage : 23. ögentliche Sitzung der verfassunggebenden badischen Nationalversammlung.



Noch weniger zu brauchbaren rechnungsmäßigen Nachweisen
verarbeitet , fähig , die wirtschaftliche Gesamtlage des Unter¬
nehmers zum Ausdruck zu bringen , sind die „ Darstellungen

".
Was will es in dieser Hinsicht bedeuten , wenn wir darüber

Aufschluß bekommen , daß die Eisenbahnverwaltung auf - Ende
1918 8968 Gebäude mit einem Brqndversicherungsanschlag
von 105 110 836 M . besitz : , ferner Grundstücke eirrschließlich
des Bahnkörpers im Flächenmaß von 6606 - 6845 Hektar (ohne
jede Wertangabe ) , einen Kassenvorrat von 428 024,74 M ., Na¬
turalvorräte im Anschlag von 1510 900,15 M „ Einnahmenreste
von 31414 945,06 M . und Ausgabereste von 27 971 481ch8 M .,
ferner Gebäude und Gewerbeeinrichtungen im Anschlag von
131 523 809,50 M . und Werkzeuge und Geräte im Anschlag
von 188 993 274,15 M .

Diese Zahlen geben höchstens Anhaltspunkte über die An¬

schaffungswerte d«r bezeichneten Vermögensstücke , die an sich
zusammen nur eilten Bruchteil des gesamten Vermögens bil¬

den : für de» größeren Teil dieses Vermögens sind überhaupt
keine Werte angegeben ; auch die angegebenen Werte sind die

der erstmaligen Beschaffung , ohne Abschreibungen ! in der

Zwischenzeit , so daß also die beschafften Vermögensstücke mit

Anschlägen weiter geführt werden , die ihrem Gegenwartswert
meist längst nicht mehr entsprechen , andererseits bei ihrem
Ausscheiden auch mit ihren — oft 40 bis 50 Jahre zurück¬

liegenden — ehemaligen Anschafnmgswerten in » gang
kornmen , was natürlich ebenso unrichtig ist und wieder dazu
beiträgt , das wahre Bild der Gegenwartswerte im einzelnen
wie im ganzen zu entstellen . Rechnet man die oben bruch¬
stückweise angegebenen Werte zusammen :
Gebäude und Gewerbeeinrichtnngen 131 523 809,50 M .
Werkzeuge und Geräte 188 993 274,15 „
Kassenvorrat .

423 024,79 „
Natüralvorräie 1610 900,15 „
Nettoeinnahinereste 3 443 463,48 „

so erhält man ein Ergebnis von 325 894 472,07 M .
als Ausweis über denjenigen Teil der Vermögensstücke , den
die Eisenbahnverwaltung in ihrem Betrieb verwendet und für
den sie überhaupt Wertangaben macht . Außer diesen rund
326 Millionen gibt die Eisenbahnverwaltung für ihr übriges
im Betrieb verwendetes Vermöge » einschließlich der ganzen
Anlage und dem Bau des Schienenweges mit allen setnch,
Kunstbauten sowie dem Grund und Boden keinen Aufschluß
hinsichtlich der vorhandenen Wsktej

Wir erfahren nur noch im allgemeinen aus dem landstän¬
dischen Ausschußbericht , daß Ende 1916 das Anlagekapital der

Bahn 968146 484 M ., die fortgeschriebenen Baukosten
982 566 795 M . betragen haben , während sich beliefen die reine
Eiscnbahnschnld auf 576 471 336,95 M ., die planmäßige Til¬

gung auf 306 829 000,44 M . , die gutkommenden Eisenbahn¬
überschüsse auf 57 452 419,78 M ., der gesamte rechnungs¬
mäßige Bauaufwand also 940 752 757,17 M . betragen hat .

Aber alle diese Zahlen sind tot , sie stehen in keinem leben¬

digen organischen Zusammenhang , wie ihn die Verarbeitung
zu einer kaufmännischen Bilanz bieten müßte , aus der dann

sowohl der Stand des Vermögens wie auch , durch Einsetzung
des Jahresergebnisses der Betriebsrechnung in das Gewinn -
und Verlustkonto der Bilanz , der Nachweis der Rentabilität
des Betriebs auf Heller und Pfennig einwandfrei entnommen
werden könnt «.

Jetzt werden in den erwähnten landständischen Bericht drei
verschiedene Rentabilitätsberechnungen gegeben , einmal nach
einem imaginären „ Anlagekapital " von 968146 484 M ., dann
nach ebenso unbewiesenen „Baukosten " von 982 565 795 M .
(nach der Rechnung betragen diese , den gesamten aufgenom¬
menen Schulden entsprechend 940 752 757,17 M . — also nicht
erläuterte Differenz von 41 813 038 M .) und dann nach der

noch vorhandenen reinen Eisenbahnschuld von 576 471 336,95 M .
Es ist erstaunlich , daß sich der frühere Landtag mit so mageren
und nichtssagenden Angaben hat abspeisen lassen . Ein ein¬

wandfreier Nachweis der Rentabilität kann nur in etner ein¬

zigen Art und nur von einem in einer vollständige « Bilanz
bargestellten Reinvermögen geliefert werden .

Würde man eine solche Bilanz aufstellen , so wäre damit

auch die jetzt soviel Kopfzerbrechen verursachende Frage des

Ansgleichfonds mit einem Schlag erledigt : er wäre in der

Bilanz auf der Passivseite im unanfechtbaren und unentzish -

baren Reinbermögen der Eisenbahnverwaltung gegeben , mit

unumstößlicher Sicherheit und anders , als er jetzt in dem land¬

ständischen Ausschußbericht künstlich berechnet werden will . Von
einer solchen Mlanz gälte das Faustische Wort :

„Wie Alles sich zum Ganzen webt .
Eins in dem Andern wirkt und lebt ! "

politiscbe ^ ieberstcbt.
Gegen die ' Näterepnbllk München .

In sechzig Gemeinden des Bezirksamts Schweinfurt wurden
Protestversammlungen gegen die Münchener Räterepublik ab¬

gehalten und von den insgesamt 15 000 versammelbsn Bauern
dem Landtag und der rechtmäßigen Regierung Ber» 0 »en aus¬

gesprochen . Ebenso haben sich die Kreisverbände Mwerblicher
Bereinigungen mit über 7000 Mitgliedern durch eine dem

Ministerium Hofftnann übermittelte Kundgebung geschloffen
hinter die rechtmäßige Regierung gestellt .

Die „ Bayer . Volksztg .
" berichtet aus Ingolstadt » die Ver¬

handlungen mit der Räteregierung hätten sich in letzter Stunde
zerschlagen . Wie verlautet , sind in Bayern Wasserburg und
Cars am Inn von Regiernngstruppen besetzt worden . Bei

. Krupp in München werden Geschütze für die Rote Armee her -

gestellt . Die Soldaten der Roten Armee werden teilweise mit

Gutscheinen bezahlt . Der Zuzug ist gering .
Eine amtliche Mitteilung des Truppenkommandos Augsburg

von : Dienstag besagt : Die Regi ^rungstruppen sind heute , am
29 . April , auf der Lechlinie näher an München herangegangen .

Einer T . - U .- Meldung aus Bamberg zufolge beginnt heute
der Übergang der ersten bayerischen Truppen vereint mit
15 960 Preußen über die Donau . Von dort aus wird der

Marsch gegen München fortgesetzt .
Starnberg wurde der „Bad . Pr .

" zufolge , gestern vormittag
von den württembergischen Truppen besetzt . Der Angriff er¬
folgte von Süden und Westen aus und fand wenig Wider¬
stand , der durch Artilleriefeuer rasch gebrochen war . Die
Spartakisten haben dabei ungefähr ein Dutzend Tote und
etliche Verwundete , während die Regierungstruppen keinerlei
Verluste hatten . Starnberg war von 200 Spartakisten aus

München besetzt worden , die in der letzten Nacht noch eine

Verstärkung durch weitere 150 Rote Gardisten mit 2 Geschützen
erhalten hatten . Als die Spartakisten ,n Starnberg den An¬

marsch der Regierungstruppen bemerkten , nahmen die meisten
von ihnen auf einem Eisenbahnzug nach München Reißaus .
Die Truppe « wurden in Starnberg bei ihrem Einzug von der

Einwohnerschaft aufs freudigste begrüßt , da die Spartakisten
während ihrer 14tägigen Herrschaft übel gehaust hatten .

Die oingcbrachten Gefangenen wurden von der erbitterten
Menge halb tot geprügelt , von einem Standgericht z » Tode

verurteilt und sofort erschossen, im ganzen 21 Manu . Gegen
Abend wurde die östliche Umgebung von Starnberg ebenfalls
gesäubert .

Line Proklamation der bayerischen
Negierung .

Nach einer Meldung der B . Z . am Mittag erließ die baye¬
rische Regierung eine Proklamation , in der sie darauf hinweist ,
wie kleine Minderheiten durch Terror jede freie Regung an¬
derer zu unterdrücken versuchen und wie wahnwitzige Narren
und brutale Demagogen Bayern in die Schrecken des Bürger¬
krieges stürzen . Der Appgll an die Vernunft sei fruchtlos gewor -
den . Gewalt könne nur durch Gewalt gebrochen werden . Die Not
Münchens schreie zum Himmel . Darum könne nicht gewartet
werden , bis die im Lande selbst gesammelten Truppen stark
genug seien . In dieser Not rufe die Regierung die Hilfe des
Reiches und der Württemberger an . Reichstruppen und Würt -
temberger stehen bereit , mit bayerischen Mannschaften gegen
München vorzurücken . Zum Schluß sagt der Aufruf , es sei
eine Ehrenpflicht des bayerischen Volkes , den Reichstruppen
freundliche Aufnahme zu bereiten .

Lin Anschlag gegen das Vraunsckweiger
Schloss .

* Mit Bezug auf in Braunschweig umlaufende Gerüchte
über eine Unterminiernng des ehemaligen herzoglichen Schlos¬
ses wird berichtet , daß die Untersuchung ergeben habe , daß
allerdings im Schloß einzelne Sprengladungen , auf einer
Stelle etwa zwei Zentner Sprengstoff , einzelne Zünder und
26 Kisten Handgranaten gefunden worden sind , von denen an
zwei Kisten Vorbereitungen getroffen worden waren , sie durch
Zündung in die Luft fliegen zu lassen . Von einer Möglichkeit ,
mit dem gefundenen Material das Schloß in die Luft zu
spregen kann keine Rede fein , andererseits aber hätten die
Sprengstoffe ausgereicht , um die im Schloß angehäufte Mu¬
nition zu vernichten . Aller Sprengstoff und alle Munition ist
sachgemäß entfernt und in Verwahrung genommen .

Drohung der sächsischen Unabhängigen .
Die Verhängung des Belagerungszustandes über Sachsen

durch die Reichsregierung wird von der Leipziger Volkszeitung
als eine ungeheuerliche Provokation der Leipziger Arbeiter¬
schaft bezeichnet , die begangen werde , um einen Vorwand für
die Entsendung von weihen Garden nach Leipzig zu haben .
Die Verhängung des Belagerungszustandes bedeute eine
Kriegserklärung an die Leipziger Arbeiterschaft , die den Kampf
aufnehmen und falls der Belagerungszustand bis zum Sonn ,
tag nicht aufgehoben sei, die Garantieleistung des Arbeiterrats
für den ungestörten Verlauf der Leipziger Messe zurücknehmen
werde . Gleichzeitig macht der Artikel auf die „ furchtbare Kata -
strophe " aufmerksam , die heraufbeschworen werde , wenn die
sächsische Regierung die „Bluthunde Noskes " auf Leipzig Hetze .

Hierzu wird von maßgebender Seite bemerkt : Wenn es noch
eines Beweises für die Notwendigkeit einer Veränderung in den
Leipziger Verhältnisse bedurft hätte , so liege er in dieser
unerhörten Kriegserklärung an Reichs - und Landesregierung
vor . Auf welcher Basis die Ruhe und Ordnung in Leipzig sich
aufbaut , davon zeugt die Auflehnung gegen das Staats ganze .
Um einer Machtprobe willen will der Leipziger Arbeiterrat die
Ostermesse nicht stattfinden lassen , nur um sich im Besitze einer
Gewalt zu halten , die ihm in keiner Weise zukommt . Gegen
eine solche Atomisierung des Reiches , bei der jä »e lokale Organi .
sation ihr eigener Herr und König sein will , muß die Reichs ,
regierung pflichtgemäß einwirken .

Wadlscber Teil .
Versorgung der Ikranken mit Lebens¬

mitteln .
** Aus dem Ministerium des Innern wird uns be¬

richtet :
In Nr . 112 vom 26 . April 1919 befaßt sich die Mann¬

heimer „Volksstimme " mit der Versorgung des Erho¬

lungsheims Bad Antogast mit Lehensmitteln . Dieses

Erholungsheim gehört der Ortskrankenkasse Mannheim ,

welche während des Kriegs nicht in der Lage war , den

Betrieb in wünschenswerter Weife aufzunehmen . Nun

der Krieg beendet und die Zahl der Erholungsbedürftigen
allüberall stark anwächst , muß natürlich jedes Erholungs -

Heim geöffnet und mit Lebensmitteln so versorgt werden ,

daß der Betrieb gesichert erscheint . In diesem Bestreben
werden die Unternehmer solcher Anstalten ebenso wie die

staatlichen und gemeindlichen Behörden außerordent¬

lich gestört durch den Schleichhandel , nicht minder

aber auch durch die gewaltige Ausdehnung des Ham¬

sterunwesens . Es P dies die Erscheinung , die mit

der steigenden Lebensmittelnot jedes Jahr in die Er¬

scheinung tritt und wir werden in diesem Punkt einen

natürlichen Rückgang nur erfahren , wenn entweder die

Zufuhren von Lebensmitteln aus dem Ausland in stär¬

kerem Maße einsetzen oder die Zeit der Ernte Herangenaht

ist . Die Zentralbehörde des Landes hat also einen außer¬

ordentlich ernsten Kampf gegen Schleichhändler zu füh¬

ren , der leider von der Bevölkerung nicht unterstützt wird .

Die von der Wucherabteilung durchgeführten Kontrollen

und Nachschau in Eisenbahnzügen wkrd in erheblicher Weise

vom Publikum gestört . Es ist sogar schon so weit gekom -

men , daß nicht nur Personen aus den besitzenden Krei¬

sen lebhaften Protest gegen die Lebensmittelkontrolle er¬

hoben haben , sondern daß auch Arbeiterorganisationen

sich in diesem Punkte nicht ausschlossen . In Freiburg

wurde in den letzten Tagen eine umfassende Nachschau

nach Lebensmitteln in den Hotels vorgenommen , was zur

Folge hatte , daß der Verband der Gastwirtsgehilfen und

Hotelangestellten hiergegen Protest erhob . Von anderen

Kurorten haben Hotelbesitzer und Hotelangestellte gleich¬

mäßig bei der Regierung die Forderung gestellt , den

Schleichhandel mit Lebensmitteln aus Württemberg zu -

zulassen . Es erübrigt sich, zu sagen , daß gegenüber sol¬

chen unbilligen Forderungen — um keinen stärkeren Aus¬

druck zu gebrauchen — das Ministerium des Innern

einen strikte ablehnenden Standpunkt einnimmt .

Wcis nun die Versorgung der Krauten mit Lebensmit¬
teln anbelangt , so hat in den letzten Tagen das Mini¬

sterium im Benehmen mit dem Reichsernährnngsmini -

ster Vorkehrungen für eine bessere Beliefe -

rung der Krankenhäuser und Erholungs¬
heime getroffen . Es ist angeordnet worden , daß von
den vom Ausland einkommenden Lebensmitteln ein be¬

stimmtes Quantum für die Krankenhäuser reserviert
wird . Und nun — man sollte es nicht für möglich hal -

ten — wird in der „Badischen Landeszeitung
" (Karlsruhe

Nr . 199 vom 30 . April 1919 ) in einem Eingesandt auch

Hierwegen dem Ministerium schwerster Vorwurf gemacht .
Es wird da gesagt : „St . Bureaukrätisnrus habe
nun doch einen Modus gefunden , daß der amerikanische
Speck nicht in die Hände der Bevölkerung gelangt . Man

wolle ihn den Kranken geben oder in den Krankenhäusern
aufspeichern . Die gesunden , d. h . die noch arbeitsfähigen
Menschen müßten also noch arbeitsunfähig werden , ehe ,
sie Speck essen dürften . Wenn dieser Verteilungsplan
nicht abgeändert werde , so würde die Folge davon sein ,
daß die jetzt noch arbeitenden Leute sich auch k»ank melden

und die Arbeit einstellen .
" In solch gewissenloser Weise

wird politische Brunnenvergiftnng getrieben lediglich zu
dem Zwecke , um das Volk zu beunruhigen und der Be -

Hörde — sie mag es machen wie immer sie will — > Schwio -

rigkeiten zu bereiten . Vorkommnisse in der Art , wie sie

vom Bad Antogast gemeldet werden , sind eben nur mög¬

lich, weil aus allen Bevölkerungsschichten sich Personen

finden , die , ohne die Sachlage zu prüfen , in der Presse

Unheil stiften und das Volk insgemein mit Mißtrauen

gegen die Behörden erfüllen . Tie Folge hiervon ist , daß

bald jeder Bürger macht was er für gut hält , jeder nur

für sich sorgt und darüber hinaus seine Mitmenschen noch

auffordert , die behördlichen Vorschriften zu mißachten .

Der völlige Zusammenbruch in der Lebensmittelversor¬

gung ist , wenn solcher Brunnenvergiftung nicht das

Handwerk gelegt wird , die unabwendbare Folge . Tie

Presse insbesondere hat die Möglichkeit , bei den Behörden

über vorkommende Beschwerden Aufschluß zu erhalte » .

Ist ein solcher unbefriedigend , dann bat es wohl immer

noch Zeit , durch Angriffe gegenüber den behördlichen

Maßnahmen die Öffentlichkeit zu informieren . Das aber ,
was sich zur Zeit auf diesem Gebiete Zeigt , läßt den siche¬

ren Schluß zu , daß nickst immer der Wille , Besserung zu

schaffen , Ursache der Kritik ist .

Prinz Mar von Vaden an den Präsi¬
denten des britischen Noten Kreuzes .

** Prinz Max von Baden , der sich bekanntlich während des

Weltkriegs in hervorragendem Maße um die Gesangenensür -

sorge verdient gemacht und dessen menschenfreundliches Wir¬
ken auch im Feindesland «: Dank und Anerkennung fand , hat
an den Vorsitzenden des Britischen Roten Kreuzes unterm
28 . April d . I . folgendes Schreiben gerichtet :

Herr Präsident !
Durch die Vermittlung des internationalen Komitees de<

Roten Kreuzes in Gens sind Sie im November 1918 an mich
herangetreten , ich sollte mich der englischen Zivilisten und
Soldaten in deutscher Kriegsgefangenschaft annehmen . In¬
zwischen sind alle Ihre Landsleute in ihre Heimat zurück¬
gekehrt . Aber noch befinden sich über 1 Million Deutscher in
englischer , französischer und belgischer Gefangenschaft . Sie
alle hatten den Tag der Freiheit nahe geglaubt , als der
Waffenstillstand bevorstand . Wohl niemand unter ihnen hatte
damit gerechnet , daß die menschliche und gerechte Politik des
Austausches , die sich während des Krieges gegen große mili¬
tärische Widerstände durchgesetzt hatte , in dem Augenblick
zusammenbrechen würde ) da der Krieg der Soldaten aufhürte .

So wäre das Los der gefangenen Deutschen denkbar hart )
selbst bei guter Behandlung . Es Hai sich aber leider heraus¬
gestellt , daß , seitdem Deutschland über keine Machtmitte » ver¬
fügt , Vergeltung zu üben , die Zustände in französischen und
belgischen Gefangenenlagern sich verschlechtert haben , zum
Teil unerträglich geworden sind . Wenngleich in einer Anzahl
englischer Gefangenenlager , z .B . in Dorchcstcr , die gute Be¬
handlung sich behauptet hat , so kommen doch seit dem 11 . No -
vembcr aus anderen Gefangenenlagern Englands ernste
Klagen .

Es fällt mir schwer , diese Feststellung machen Zu müsst n,
nachdem ich, außer für Fälle , in denen alle andern Mittel
versagten , die Politik der Repressalien Jahre lang be¬
kämpft habe . Ich nehme mit Bestimmtheit an , daß die vbilan -
tropischen Organisationen Englands , die während des Krieges
allen Hindernissen zum Trotz dem Geist des Roten Kreuzes
treu blieben , nicht unterrichtet sind über das , was seit dem
Waffenstillstand in vielen Gefangenenlagern der Entente vor¬
geht . Darum bringe ich Ihnen die folgenden Einzelheiten
zur Kenntnis , die ich mündlichen Mitteilungen und schriftlich
niedergelegten eidlichen Aussagen entuebme . -

(Folgen Einzelheiten über entsetzliche Zustände in englischen ,
belgischen und französischen Gefangenenlagern , ans denen her¬
vorgeht , daß unsere unglücklichen Landsleute nicht nur in
menschenunwürdiger Weise untergebracht sind , sondern auch
von der Wachtmannschaft auf das brutalste mißhandelt
werden .)

Das Schreiben schließt :
Ich habe es für meine Pflicht gehalten , diesen Tatbestand

zu Ihrer Kenntnis zu bringen und richte nun die dringende
Bitte an das britische Rote Kreuz , ihn nachzuprüfen und
meinen leidenden Landsleuten zu helfen .

In ganz Deutschland erwartet man vor dem Präliminar¬
frieden die Befreiung der gefangenen Deutschen . Darüber

hinaus habe ich die große Hoffnung , daß Sie inzwischen Mit¬
tel und Wege finden , um der schlimmsten Not und der Mcn -

schenquälerei Einhalt zu tun : Es würde für Millionen von

deutschen Familien eine Beruhigung sein , wenn die eng¬
lischen Organisationen werktägiger Menschenliebe , die sich
während des Krieges unserer Gefangenen wirksam angenom¬
men haben , und ihre Schwesterorganisationen in Frankreich
und Belgien sofortigen Zutritt zu allen Gefangenenlagern er¬

hielten , auch zu jenen Leidensstätten im zerstörten Gebiet , die

offenbar der Kontrolle der öffentlichen Meinung vollständig
entzogen sind .

Prinz Max von ; Baden .

( Einen Auszug aus den im Schreiben des Prisizen Max er¬

wähnten mündlichen Mitteilungen und schriftlich niedergelegteN
AuS ' anen werden wir in der Freitagnnmmer bringen .)



** Das Ministerium kür soziale Fürsorge s
u. öKentl. Arbeiten (Arbeitsministerium )
fft gebildet und hat die ihm zugewiesenen Geschäfte über-
nommen . Die Geschäftsräume befinden sich im Gebäude
des Ministeriums d«S Innern , Schloßplatz 19. Fernsprech¬
anschluß Nr . 5370, 8371, 5372 , 6373 , 5374 und 928 .

Der GeschöstskreiS - er beiden Ministerien ist in nach¬
stehender Weise obgegrenzt :

Ministerium des Innern :
Innere Verwaltung , soweit nicht anderen Ministerien

zugewiesen , insbesondere Reichs - und Landtagsvxchlen ;
Staatsangehörigkeit , Auswanderung .
Ordnungs - und Sicherheitspolizei , Vereine , Versamm¬

lungen , Presse , Sicherheitspersonal ; Polizeiliches Ar¬
beitshaus .

Gemeinden , Kreise, Bezirksverbände , Körperschaften,
Sparkassen , Stiftungen ; Armensachen.

Landwirtschaft, Veterinärsachen, Jagd und Fischerei, Er -
nährungAvesen .

Förderung von Gewerbe und Handwerk, Handel und In -
dustrie, einschließlich der Übergangswirtschaft ; Mittel¬
standshilfe ; Gewerbepolizei ohne die Arbeiterschutzbe¬
stimmungen ; Maß und Gewicht.

Medizinalwesen , Irrenanstalten .
Statistik .

Arbeitsministerium :
Angelegenheiten der Arbeiter und Angestellten , insbeson¬

dere Arbeiterschutzgesetzgebung; Gewenbeaufsichtsamt ;
Arbeitskammern , Arbeiterausschüsse , Angestelltenaus¬
schüsse, Tarifverträge , Einigungswesen , Arbeitsnach¬
weise und Erwerbslosenfürsorge ; Arbeiterversicherung
und Angestellteiwersicherung .

Kriegswohlfahrtspflege , insbesondere Familieryrnter -
stützungen; Aeichswochenhilfe , Militärhinterbliebenen¬
versorgung und Kriegsbeschädigtenfürsorge .

Sozialisierung .
Soziale Hygiene .
Wohnungsfürsorge , insbesondere Siedelungswesen und

Wohnungsaussicht : Mieteinigungsämter .
Bau -, Feuer - und Wohnungspolizei , Ortsstratzen .
Wasser- und Straßenbau ; Wasserstraßen und Hafenan -

iPen , Kraftwerke und Elektrizitätswesen : Wasserver¬
sorgung , Landeskultur , Feldbereinigung ; Vermessungs -
wesen ; Meteorologie und Hydrographie ; Bergwesen . ^

Der 1. Mai als Feiertag .
Entgegen - a und dort laut gewordenen Äußerun¬

gen, als ob der 1. Mai nicht streng als gesetzlicher Feier¬
tag gehalten zu werden brauche, muß darauf hingewiesen
werden , daß der 1 . Mai genau wie die Sonn -' und Feier¬
tage gehalten wird und daß die Bezirksämter angewie¬
sen sind, aus strenge Durchführung der weltlichen Feier
- eS 1. Mai zu achten. Die gewerbliche Arbeit ruht dem¬
nach vollkommen . Für die Landwirtschaft ist angeord¬
net worden , daß die im Krieg geltenden Bestimmungen
über etwaige Zulassung - von landwirtschaftlicher und
Gartenarbeit Anwendung finden . Es dürfen also land¬
wirtschaftliche und Gartenarbeiten am 1 . Mai nur ver¬
richtet werden , wenn es der Stand der Arbeiten drin -
gend erfordert und wenn deshalb das Bezirksamt der¬
artige Arbeiten für die Gemeinde zugelassen hat .

Waden und der Friedensvertrag .
* Minister Dietrich und Staatsrat Dr . HaaS haben sich nachBerlin begeben, um die badischen Interessen beim Abschlußkks Friedensvertrages , vor allem hinsichtlich der Oberrheiu »

Wasserkräfte zu vertreten .

Vertretung d.Landwirtschaft in Gemeinde-
nnd Ikreisversammlungen .

* Der Badische Bauernverein hat an seine sämtlichen Be-
Airksvorstände ein Rundschreiben gerichtet, in dem er sie auf¬
fordert , mit den Bezirksleitungen der politischen Parteien sichins Benehmen zu setzen, um bei den bevorstehenden Ge¬
meinde- , Bezirksrats - und Kreistagswahlen dafür zu sorgen,
Laß der landwirtschaftliche Berufsstand bei der Aufstellung der
Kandidatenliste für diese Wahlen entsprechend berücksichtigtwerde. Dieses Rundschreiben steht im Nnttang mit der vom
Badischen Bauernverein in der Osterwoche beschlossenen Siel -
kungnahme zur Bauernbewegung im Lande, in der es heißt,
daß die Gründung einer politischenBauernpartei nicht für zweck¬
mäßig gehalten werde, daß aber der Bauernverein künftig durch
Einwirkung aus di« politischen Parteien eine bessere Berück,
sichtigung des Bauernstandes erstrebe.

Lur Frage des Religionsunterrichts .
* Eine Tagung der Freiburger Kreiskvnfereuz des katholi¬

schen Lehrervereins nahm ein« Entschließung an , in welcher
»um Ausdruck kommt, daß die Mitglieder das Hauptziel ter
Berufstätigkeit in der religiös -sittlichen Erziehung der Jugend
erblicken . Angesichts des Beschlusses der freien Konferenzen
Waldshut -Wuld und Adelsheim-Osterburken . die Erteilung des
Aeligionsuut '-e^ chts abzulebnen , erklärt die Kavieren ', -,ach-
brücklichst , treu und gewissenhaft wie bisher mitzuwirken an

religiös -sittlichen Unterweisung der Kinder .

Landeskonferenz d. sozialdemokratischen
Partei Wadens.

Von der Landeskonferenz der scytaldemokratischen Partei
AwenZ wurde weiterhin folgende Entschließung Harter ein-
Wminig angenommen :
. »Die Landeskonferenz der sozialdemokratischen Partei Ba ->"rvs erkennt die wichtige Tätigkeit der Arbeiter -, Soldaten - und>«uernräte während der Revolution dankbar an und stellt fest ,"" v ihnen der fast unblutige Verlauf der Revolution und die

Überleitung derselben in verfassungsmäßige Zustände inMr Linie mit zu danken ist . Den Kundgebungen des Volks-in Karlsruhe und der Landeskonferenz der A.« und S .-"te Badens , dahingehend, daß mit Vollzug der Mahlen zu

Len verfassunggebenden Nationalversammlungen , zu de»
Kreis -, Bezirks - und Gemeindewahlen die rein politische Tätig¬
keit der ArbeUerräte erledigt , schließt sich die Landeskonferenzder sozialdem. Partei Badens an . Kür die weiter« Tätigkeitder Arbeiterräte müssen durch Zusammenwirken der Partei ,
Gewerkschaften und Regierungen geeignete gesetzliche Grund -
lagen geschaffen werden. Die Abänderungsvorschläge der
Reichsregierung zu Artikel S4 der Reichsversaffung bieten hier¬
zu eine geeignete Grundlage . Dar Zweikammersystem, nachdem Beschluß des 2. RätekongrefseSin Berlin » lehnt die Landes ,
konferenz der sozialdem. Partei Badens ab ."

Französische LlebergriSe an der Mann¬
heimer Rheinbrücke .

* Die deutsche Kommission in Svaa hat Protest gegen fran¬
zösische Übergriffe an der Rheinbrucke erhoben. Es rst vorge¬kommen, daß Tausende von Arbeitern stundenlang an der
Brücke warten mutzten, und von den alliierten Offizieren und
Mannschaften in rohester Weise mit Fußtritten , Kolbenstoßenusw. mißhandelt wurde».

Tagung des elsass - lotbrlngischen Beirats
in Freiburg.

* Aus Freiburg wird vom 28. April gemeldet : Der elsaß-
lothoingische Beirat hat am Donnerstag hier seine Sitzungen
ausgenommen . Als Mitglieder gehören ihm an StatthalterDr . Schwanker, der den Borfitz führt , als Vertreter der Par¬teien Stadtrat Gilg -Kolmar (Demokrat) , Kaufmann Böhle-
Straßburg (Sozialdemokrat ) und Professor Erhard -Stratzburg(Zentrum ) ; ferner wurden von den Vertriebenen gewählt :
Rechtsanwalt Augsberger-Stratzburg , Professor Anrich-Straß -
burg , Voltsschullehrer Bongartz-Kolmar^ Rechtsanwalt Donne -
Vcrt-Metz, Redakteur Emmel-Mülhausen , Parteisekretär Ga -
domski -Kolmar, geistlicher Oberlehrer Hanhart -Kolmar , Ar¬
beiter Nußbaum -Stratzburg , Gewerkschaftssekretär Rebholz-
Strah -buvg, Amtsgcr .-RatSpiecker-Stratzburg , Ziviling . Zander -
Stratzburg . Ferner waren anwesend Ministerialdirektor Götz ,der Leiter der Abteilung für Elsaß -Lothringen im R'eichsmini-
sterinm des Innern und mehrere Mitglieder der Abteilung .

Nach Eröffnung der Tagung begrüßte Dr . Schwander die
Mitglieder des Beirats und gab einen Umriß seiner Aufgaben .
In das Präsidium wurden der frühere Reichstagsabgeordnete
Bühle als zweiter Präsident , und der geistliche Oberlehrer
Hanhart als Schriftführer gewählt. Die Plenarsitzungen der
ersten Beratungstage wurden mit der Erörterung der wirt¬
schaftlichen Maßnahmen für die Vertriebenen ausgefüllt und
folgende Entschließung der ReichSregierung übermittelt :

„Der Beirat de» elsaß-lothringischen Abteilung im Reichs¬
ministerium des Innern stellt heute einstimmig fest : Artikel
VI der Waffenstillstandsbedingungen von Spaa besagt :

„In allen geräumten Gebieten ist die Fortführung von Ein¬
wohnern untersagt . Der Person oder dem Eigentum der
Einwohnern darf kein Schaden oder Nachteil zngefügt werden .
Niemand wird wegen der Teilnahme an Kriegsmaßnahmen ,
die der Unterzeichnung des Waffenstillstandes vorausgegangen
find , verfolgt werden. Es dürfen keine allgemeinen oder staat¬
lichen Maßnahmen ergriffen werden, die eine Entwertung der
industriellen Anlagen oder eine Brrringernng ihres Personals

ir Folge hätte .
"

Im Widerspruch dazu find die in Elsaß-Lothringen vorhan -
:nxn deutschen Werte in Handel , Gewerbe, Industrie und
eien Berufen durch Maßnahmen der französischen Regierung
c weitem Umfange entwertet worden. Frankreich hat bem¬
ach für den Schaden aufzukommen, den seine Regierung
arch rücksichtslose Mißachtung der Waffenstillftarü>sbedingun -
:n verursacht hat . Die Regierung wird ersucht, diese Ent -
hlietzung sofort den deutschen Unterhändlern in Versailles zu

Neue Forderungen der Mannheimer
Arbeitslosen .

* In einer Arbeitslosenversammlung in Mannheim wurden
dem Madtrat neue Forderungen unterbreitet , u . a . die sofor¬
tige Anerkennung des Arbeitslosrnrats , Einführung eines
Schlichtungsausschnffes, Änderung der Erwerbslosenfürsorge
und Nachzahlung der Sonntage , für die bisher eine Arbeits¬
losenunterstützung nicht bezahlt worden ist . Der Stadtrat ist
den Forderungen ertkgcgengekonunen und will die Arbeite
losenbeiträge erhöhen.

Nacbklänge zu den pkorzbeimer Aus¬
schreitungen am 3 . März .

SO . Die unabhängige Sozialdemokratie hatte am 3 . Mäx » ,
abends 6 Uhr, auf dem Turnplätze in Pforzheim eine Agr -
tationsversammlung abgehalten, die einen sehr stürmischen
Verlauf nahm . Än Kriegsinvalide, der sich während einer
Rede den harmlosen Zwischenruf „Wo," gestattete, wurde miß¬
handelt und in dir Enz geworfen, dem Pforzheimer Anzeiger
wurden die Fensterscheiben seines Geschäftsgebäudes einge-
schlagcn und dem Oberbürgermeister Habermehl der Keller ge¬
plündert . Wegen des Einbruches bei Oberbürgermeister Haber¬
mehl standen gestern 13 Burschen, die sich durch die Reden der
Unabhängigen hatten verhetzen lassen , vor der Strafkammer .
Bon ihnen wurden verurteilt wegen Landfriedensbruchs , Dieb¬
stahls und Hehlerei der Wjährige Drechsler Robert Friedrich
Joos aus Bückingen zu 6 Monaten 1 Woche Gefängnis , der
18jährige Walter Rudolf WarueS zu 4 Monaten 1 Woche Ge¬
fängnis , der 17jährige Willy Gustav Artur Waltz zu 3 Mo.
naten 1 Woche Gefängnis , die übrigen erhielten lediglich Stra¬
fen wegen Diebstahls und Hehlerei.

Line französische Mordtat .
DO. Zu der Erschießung des Rheinbauwärters Rudolf Knöp¬

fe ! in Plittersdorf , die wir bereit» gemeldetLaben , ist noch mit¬
zuteilen , daß Knöpfe! am KarsamStag, abends 7 Uhr, in seinem
Nachen , etwa 25 Meter oberhalb der Murgmündung über die
Murg fuhr , um Schiffe der Rheinbauinspettion auf der rechten
Murgseite anzuschließen. Als er dem Ufer nahe war , krachten
von elfäffischer Seite her kurz nacheinander zwei Schüsse .
Knöpfel wurde in den Leib und in den Arm getroffen und siel
quer über seinen Nachen . Sofort zeigte sich auf der elsäffischen
Rheinseite eine ganze Schar Franzosen . Kn-pfel wurde sofortvon seiner Frau und dem älteiren Sohne ans Ufer gebracht.Der Verstorbene war 38 Jahre alt und Vater von neun Kin¬
dern . Es ist nachgewiesen , daß der französische Posten gegen
feine Instruktion gehandelt hat.

Ikurze Nachrichten ans Waden .
* Nr . 29 des Badischen Gesetzes - und Verordnungsblattes

hat folgenden Inhalt : Gesetz : Vereinfachtes Enteignnngs -
verfahren betreffend : Verordnungen : des Ministeriums des
Jnnnern : die Bekämpfung dev Bisamratte betreffend ; des Mi¬
nisteriums der Finanzen : den Vollzug des Bierstenergesetzes

betreffend ; des Arbeiteministeriums : die Festsetzung von Richt¬
preisen für Ziegeleiwaren betreffend.

» Die Straßenbahner in Mannheim baden beschlsffen , am
1. Mai den gesamten Ätraßchlbahnbetrieb ruhe» zu lassen̂
Auch die Gastwirtsgehilfen werden am 1 . Mai nicht arbeiten .

oe . Säckimge », 28 . April . Die Lehrerkonferenz Däckingeir»Wach nahm einen Beschluß an, der sich gegen eine Beröffent»lichung derjenigen Lehr« ausspricht, dir während des Kriege»
ausgezeichnet wurden . Als Grund dieses Beschlusses wird
gesagt : Den Offizieren waren die verWedenen Auszeichnun-
gen leichter zugänglich. Durch die Veröffentlichung würde
manchem Lehrer , der als gemeiner Mann dem Vaterland ge¬genüber seine Pflicht getan hat, ein Unrecht zugefügt werden.Dagegen beantragt die Konferenz, daß über die Lage der
Kriegskrüppel , KrtegSwitwcn und Kriegswaisen Erhebungen an .
gestellt werden, um zu sehen, ob dies still -: Heldentum die volleDankbarkeit des Vaterlairdes genießt.

Wsdiscbe Teikungsstimmen.
Der tolle Toller . Einen Heidelberger Mudentengigerl nannre

kürzlich ein sozialdemokratischesBlatt den Leiser des provisoci.
schen revolutionären Zentralrates in München, Toller . Die¬
ser «tolle Toller " , der sich in seinen Bvandaufrufen über
Entwaffnung und Bourgeoisia , Sozialisierung der Presse, Ein¬
setzung von Revolutionstribunalen usw. recht Erkleckliches fürsein jugendliches Alter leistet , ist, so schreibt das „Heidelb . Tage¬blatt " , freilich Heidelberger Student gewesen, und hat hier imWinter 1917—18 eine Gastrolle an der Universität gegeben.Er ist aber schon seit längerer Zeit exmatrikuliert . Er wardann in Neu -Ulm Soldat und ging von dort nach München»um dort zusammen mit dem früheren Heidelberger Pri ,vatgelehrten Dr . Levine die Isar -Athener mit denSegnungen des Bolschewismus zu beglücken . Um von den „ Er¬lassen" Tollers eine kleine Blutenlese zu geben , möchten wiraus seinem Erlöst über die Einsetzung von Revolutionstribn -nalen (an Steue einer ordentlichen Gerichtsbarkeit) einigeSätze zitieren : „Das Revolutioustribunal besteht aus 18 Rich¬tern , die sich aus revolutionären Volksgenossen zusammen-setzen . Das Urteil wird sofort vollstreckt. Jeder Verstoß gegenrevolutionäre Grundsätze wird bestraft. Die Art der Bestra¬fung steht im freien Ermessen des Richters. Berufung ist un .zulässig ." Danach kann man also wegen Lesens einer bür¬gerlichen Zeitung zu langjähriger Zuchthausstrafe verurteiltwerden ! Toller als Herr Toller kann man eS nicht gut trei¬ben ! Der große Herr und Gebieter in der bolschewistischenMaßkrug - Republik , der auch in Heidelberg durch seine exzen¬trischen Veranlagungen in Andenken steht , besitzt das benei.denswerte Mter von 26 Jahren .

* Öffnung des Wildparts und des Fasanengartens . DevVerkehrsverein Karlsruhe E . V. hat sich wegen Öffnung desWildparks und des Fasanengartens für das Publikum an diemaßgebenden Behörden gewandt . Daraus ist ihm nunmehrmitgeteilt worden , daß einem allgemeinen Wunsche wegenÖffnung des Wildparks schon entsprochen wurde, sodatz diesernun ohne besondere Eintrittskarten besucht werden kann. We¬gen des Fasanengartens werde voraussichtlich ein gleiches ge¬schehen . Inzwischen ist der Garten bereits für den allgemeinenBesuch geöffnet worden . Bezüglich der an die Stadt anstoßen¬den Waldungen , deren Fortbestand der Verein maßgebendenOrtes vertreten hat, ist chm mitgeteilt worden, daß die Wal¬dungen mit Ausnahmen einiger Ausstockungen für Klein¬gärten und Bauplätze wohl erhalten bleiben werde.
Die Abteilung Karlsruhe der Deutschen Kolonialgefellfchafthielt am vergangenen Donnerstag im Restaurant ..ZumMoninger " ihre diesjährige Generalversammlung ab, in der depVorsitzende Geh. Rat v. Oechelhaeuser zunächst den Geschäfts¬bericht erstattete . Die MitgliederzahÖhat sich durch Tod, Weg¬zug und Austritt um 26 Personen vermindert , sie betrug beimJahreswechsel 185 Personen . Die Kolonialkriegerfpende hatden erfreulich hohen Betrag von 31 197.— Mark ergeben. DerVortrag des früheren Staatssekretärs des ReichskolonialamtsDr . Sols hatte eine große Beteiligung und lebhaften Anklanggefunden . Aus Antrag aus der Mitte der Versammlung wurdeder bisherige Vorstand wieder gewählt, mit dem Recht derZuwahl für die erledigten Borstandsstellen. Auf Anregungdes Afrika - und China -Kricgervereins Karlsruhe wurde ein«engere Zusammenarbeit zwischen diesem und der AbteilungKarlsruhe in Aussicht genommen.Im Anschluß an ein vor wenigen Tagen vom Vorstand andie Waffenstillständskommission abgesandtes Telegramm wurdevon der Versammlung ein energischer Protest erhoben gegeneinen '

Friedensschluss, der den K 5 der Wilsonschen Grund¬sätze nicht voll erfüllen und »ns die Wiedererlangung unsererKolonien" verweig« n würde.

StLÄtsanzeiger.
Das Justizministerium hat unterm 25. April d. I . den cha-rakterisierten Justizsekretär Albert Sauer beim AmtsgerichtFreiburg zum Justizsekretär ernannt .
Vom Ministerium der Justiz ist unterm 18 . März d . I .Rechtsanwalt Nathan Moses, der auf die Zulassung beim Land¬

gericht Offenburg verzichtet hat, als Rechtsanwalt beim Amts¬gericht Ettenheim u . gleichzeiig beim Landgericht Freiburg mitdem Wohnsitz in Ettenheim zugelassen worden .
Mit Entschließung des Ministeriums der Finanzen vom26. April d. I . wurde der Giiterverwalter Ernst Frey in

Singen (Hohentwiel ) nach Konstanz versetzt.
Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat versetzt :unterm 14 . März d . I . den Eisenbahnsekretär Otto Leutz in

Breiten nach Eberbach und
unterm 29. März d . I . den Eisenbahnsekretär Ludwig Bender

in Müllheim nach Karlsruhe .

Die Stellen der Medizinalreferenten am Landgericht Freiburg
betr.

Der Bezirksarzt Medizinalrat Or . Ernst Baader in Freiburg
ist an Stelle des verstorbenen Geheimen Medizinalrats Becker
zum Medizinalreferenten beim Landgericht Freiburg für die
nicht in das Gebiet der Chirurgie einschlagenden Fälle ernannt
worden .

Karlsruhe , den 17. April 1919.
Justizministerium .

Duffner . Dietsche .
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Wichtig für die Wahlen!

In einigen Tagen erscheint bei uns :
«V» /V» » L L

für die nicht unter die Städteordnung
fallenden Gemeinden i« Baden nebst neuer
Gemeinde-Wahlordnung
sowie der Verordnung betreffend i
Wahl der Bezirksrate und
Kreisabgeordneten .
Bearbeitet nach amtlichen Unterlagen .
Umfang etwa 120 Seiten . — Preis ge¬
heftet Mk. 2^ 0, kart . Mk . 3 — : :

m
Ebenso wird in einigen Tagen ausgegeben :

A MtMÜNW
- für Bade « , nebst neuer -
Städte - Wahlordnung .
Bearbeitet nach amtlichen Unterlagen .
Umfang etwa 100 Seiten . — Preis ge-
heftet etwa Mk. 1 .80, kart. etwa 2 .40.

Diese beiden Ausgaben sind bearbeitet mit Be¬
rücksichtigung der neuesten Gesetzes - Ver -
öffentlichungen , mit Beigabe aller Verord-
nungen und Muster, und bieten so die einzigbrauchbaren , vollständigen und unbe -
dingt zuverlässigen Unterlagen für alle, diemit den bevorstehenden Gemeindewahlen zu tun
haben , also besonders den Gemeindebehör¬den und Parteibüros , aber auch jedem

Wähler .

Verlag der G. Brauirfcheir
Hofbuchdrucke » ei in Karlsruhe .

LiOLIILS
! für Erwerbung eine « Gutes gesucht . Es handelt sich !
um ein Gut v. ca. 100 —150 Morg . Größe, das Nicht-
Landwirt erwerben will . Gesucht wird erfahrener Land¬
wirt , der Bewirtschaftung des Gutes mit od . ohne kapi¬
talistische Beteiligung übernimmt und dort dauernden
Wohnsitz nimmt . Bevorzugt Personen , die in ObÜ-
kultur Erfahrung haben und bayerische Verhältnisse
kennen , evtl. Vorschläge und Nachweisungen von ge-

! eigneten : Besitz angenehm. Nur sehr gut empfohlene
W Persönlichkeiten kommen in Frage , da solches Ver¬

hältnis reine Vertrauensangelegenheit . Angebote unt .
N 78SL II an Nssssnslsin H Voglei »

K . - V . , Ssnlin « SS .

WeiilM

IIlMII 1I!- SM !l ! c >IIkIil .- >i .

Filiale Ksi 'Lsi'uks I , 8 ,
gvgenLK « «' ilvn GIsupIposR .

Wims Mil« ilss SMc!i scwWstskMiiM.

Soldaten !
Meldet Euch beiden Werbestellen des

KM . LMesjWcklps
in Heidelberg» Göthestraße 10,in Pforzheim» Marktplatz 3,

- - in Donaueschingen , Gasthaus zum Bären .
Dort erhaltet Ihr Fahrtausweis nach dem Seune -

lager. Euer Fahrgeld zu den Werbestellen sowie
zum Sennelager wird Euch zurückgezahlt , wenn Ihrdie Fahrkarten in der Annahmestelle Sennelager
vorzeigt.

Biele habe« sich schon gemeldet.
Eingestellt werden Unteroffiziere und

'
Mann¬

schaften aller Waffen die im Felde waren.
Ferner Ungediente » die das 17. Lebensjahr voll-

endet, 1,60 m groß, 80 cm Brustumfang haben.
Fahrtausweis « werden auf Wunsch vom Senne¬

lager Paderborn ^»gesandt.

3miN.LMWiWlWs,tlM!sWeiSM .
Einladung .

Die Wahlberechtigten der Handelskammer werden
hiermit zu einer Versammlung , auf Dienstag , den
6. Mai ». I .» vormittags 11 Uhr» in daS SitzungS-
zimmer der Handelskammer » Karlsruhe , Kaiser,
ftraße 291, eingeladen.

Tagesordnung :
1. Vorlage der Rechnung für 1918.2. Berichterstattung des RechnungSprüfungSauS-

schusses über diese Rechnung.
8. Wahl des Rechnungsprüfungsausschusses für 1919.
4. Genehmigung des Voranschlages für 1919.
Karlsruhe , den 29 . April 1919 . G.42S

M HMMMIM
sm die kieile «MO ii»d Wes.

Gsell . vr Ürteaea .

UMWü--W »gMWWliNg.
Grundstück: Gemarkung Karlsruhe Lgb . Nr . 3411 :

3 / er 44 qm mit Gebäuden , Ritterstraße 34.
Schätzung: 44 000 M . L.874
Bersteigerungstagfahrt : Mittwoch, 11. Juni 1919

vormittags 9 Uhr, im Notariatsgebäude , Akademie ,
stratze 8.

Mündliche Auskunft gebührenfrei beim Notariat .
Ka rlsruhe , den 26 . April 1919.

Bad. Notariat 6 als Bollstreckungsgericht .

Schmuckfachen
aller Art und

Pfandscheine
werden stets angekauft "in

Weintraubs
An- und Verkaufsgeschäft
Kronenstr. 52 . Tel. 3747

Buchenu . Eichen , z. Strecken
dersüohlen, Forlen , Tannen
(Anfeuerholzf̂ amtlich fest¬
gestellte Preise . Das Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an auswärts zuge¬

führt . Ausgabestelle:
Gerwigstraß« 5 !

Fr . Kempermarrr »
Telephon SÄVÜ

«ksmiiiolnüersi , Ljultem irnil
«öüilsldoickidnll

Halrestelle der elektrischen Bahn
am Schlachthof .

l"ian5 Ikoma
Original - Ikaelierungsn

16 Ltücl«, sedr selten unel
visrtvoli , um eien streis
von 6500 14. ru verieauken
klngebote unter st .426 sn
äie kjlpeäition «ies SIsttes.

N .
auch in Teilbeträgen von
Kommunalverwaltung auf .
zunehmen gesucht .

Gefl. Anfragen unter
G - 347 an die Expedition
der Karlsr . Ztg . erbeten.

Miheimt.Wersiir
Ee°mlel . .'M»

',".-
K. Ssvknisnn Rkme .»Kreiburg i. Br .» Grün
wälderstratze 7, 2- Stock -

» Wl. WisOge
>. ktteitige Stti- tsbaüeit.
L 952 .2.1 . Frriburg . Der

Kaufmann Albert Danuer zu
Lahr , Prozeßbevollmächtig
ter : Rechtsanwalt Gugel in

reiburg, klagt gegen den
ruft Schnurrmarm , Schau

spieler, früher in Freiburg ,
jetzt unbekannten Aufent-
Halts, auf Grund des Dar¬
lehens und Uebereignungs
Vertrags vom 27 - Septem ,
der 1918 mit dem Anträge
auf Zahlung von 116 M.
nebst6 °/, Zinsen aus 110M.
vom 27- September 1918 ,
abzüglich am 18 . November
1918 bezahlter 11 M . und
auf Herausgabe einer sil¬
bernen Armbanduhr , eines
Rockjacketes und der Lehr-
bischer über Sprachen .

Zur mündlichenVerhand¬
lung des Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das Amts-,
gerächt in Freiburg , Holz¬
markt 6 II - Stock auf Sams¬
tag, de» 14. Jmri IS19, vorn«.
9 Uhr, geladen.
Freiburg , 26. April 1919 .

Gerichtsschrciberei
de» v

L .9S3 -2 .1 . Konstanz. Di«
Martin Frei Witwe, Fortw
nata geb . Fuchs in Litzel'
steilen und vier Genoffen.
Kläger, vertreten durch den
Rechtsanwalt vr . Deyhle
in Konstanz, klagt gegen
den zu Straßburg i . Elf-,
KolbengaffeNr . 1 wohnhaf¬
ten Maler Emil Fieß , 8 e-
klagten, unter der Beha : p.
tung , daß der Beklagte,
Ehemann der Theresia Fieß
geb . Frei in Baden -Lichten ,
thal , ohne Grund seine Zu¬
stimmung verweigere zuder der Klägerin lt- Ehe -
und Erbvertrag vom 27 .
Oktober 1878 zustehenden
Uebernahme des Nachlasses
ihres am 24. Februar 1916
verstorbenen Ehemannes
Schmied Martin Frei von
Lihelstetten und zu dem
zwischen den Erben am
7 - Juli 1917 in Vollzug des
Erbvertrages notariell ab¬
geschlossenen Erbauseinan -
dersetzungsvertragemitdem
Anträge auf kostenfällige
Verurteilung des Beklagten,
I ) anzuerkennen , daß die
Witwe Fortunata Frei geb .
Fuchs berechtigt ist , den
aufAblcben ihresEhemanns
vorhandenen ganzen Nach,
laß um den gerichtlichen
Anschlag zu Eigentum zu
übernehmen. 2) zu dem im
notariellen Protokoll vom
7 - Juli 1917 enthaltenen
Auseinandersetzungsver-

trag der Erben des am 24.
Februar 1916 verstorbenen
Schmiedes Martin Frei in
Litzelstetten , insbesondere
zur Uebelgabedes gesamten
vorhandenen Nachlasses und
zur Auflassung der zum
Nachlaß gehörigen Grund -
stücke an die Witwe Fortu .
nata Frei geb . Fuchs, gegen
Auszahlung des der Erbin
Theresia Fieß geb . Frei zu¬kommenden Erbanspruchs
von 727-27 M - seine Ein¬
willigung zu erteilen.

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 1- Zivilkam.
mer des Badischen Land¬
gerichts Konstanz auf
Mittwoch , den 25 . Jmn 1919,

vormittags S Uhr,
mit der Aufforderung, sich
durch einen bei diesem Ge¬
richte zugelassenen Rechts¬
anwalt als Prozeßbevoll¬
mächtigten vertreten zu
lassen.
Konstanz, 25 . April 1919-

Der Gerichtsschreiber
- es Badische » Landgerichts.

L - 954 . 2 . 1 . Mannheim
Die ledige Arbeiterin Maria
Kramp in Schönecken
(Eifel), Prozeßbevollmäch.
tigter : Rechtsanwalt Jacobi
hier, klagt gegen den Hotel¬
portier Ernst Erlenkötter ,früher hier, aus Darlehen
mit dem Anträge auf Ver¬
urteilung zur Zahlung von
2145 Mk- nebst 4°/, Zinseit 2. September 1918 .
Die Klägerin ladet den Be-
klagten zur mündlichen
Brütza«di»» ir des Rechts¬

streits vor die zweite Civil-
kammer des Landgerichts
zu Mannheim auf Samstag ,
de» 5 Juli ISIS , vorm . 9/ ,
Uhr, mit der Aufforderung,einen bei diesem Gerichte
zugelassenen Anwalt zu
bestellen .
Mannheim , 24. April 1919

Der Gerichtsschrciber
des Landgerichts.

L .955 -2 .2 . Mannheim .
Zimmermann Heinrich Kreu¬
zer in Mannheim - Käfer¬tal , Prozeßbevollmächtig,
ter : Rechtsanwalt vr . Ha¬
chenburg hier, klagt gegen
seine Frau Mathilde geb .
Laag in Dürmenach, Ober-
Els. , mit dem Anträge auf
Verurteilung zur Herstel¬
lung der ehelichen Geinein¬
schaft , und ladet sie zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor die
3. Civilkammer des Land¬
gerichts zu Mannheim auf
den 29 . Juni ISIS ) vorm.
V,19 Uhr, mit der Auffor¬
derung, einen bei dem Ge¬
richte zugelassenen Anwalt
zu bestellen.
Mannheim 28. April 1919

Der Gerichtsschreiber
_ des Landgerichts .

L . 970 - Bade ». Im Kon¬
kursverfahren über das
Vermögen der offenen Han¬
delsgesellschaft in Firma
C . F . Krieg L Co . Konsumin Baden sind der Vergleichs¬
vorschlag und die Erklärungdes Gläubigerausschusses
auf der Gerichtsschreiberei
desKonkursgerichtszur Ein-
sicht der Beteiligten auflegt .

Baden , 22 . April 1919 .
Der Gerichtsschrciber

des bad . Amtsgerichts .
L .830 .2 .1 . Bühb TierLand^

Wirt Karl Eckerle von Stein¬
bach hat den Antrag gestellt ,
den verschollenen Gusta»
Eckerle, Schmied von Stein¬
bach» geboren am 18 - August
1860 als Sohn des Karl
Ludwig Eckerle, Bäcker und
der Magdalena geb . Maier
zuletzt wohnhaft in Stein -
bach für tot zu erklären-

Der Verschollene wird auf¬
gefordert , sich spätestens in
dem auf Montag» den 24.
November ISIS , nachmittag-
4 Uhr» vor dem Amtsgericht
Bühl II (Baden ) anberaum¬
ten Aufgebotstermine zu
melden,widrigenfalls dieTo»
deserklärung erfolgen wird.An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf-
forderung, spätestens im
Aufgebotstermin demAmtS-
gericht Bühl Anzeige zu
machen . L.831
Bühl , 19 . April 1919-

Der Gcrichtsschreiber
des Amtsgerichts .

WWWWM
öfort zu besetzen.

Bewerber wollen sich'
christlich melden beim

Bezirksamt Karlsruhe.
Kriegsausnnffme -

larife .
Vom 24 . April bis 30.

September 1919 werden
leicht verderblicher Käse u.
Molkeneiweiß nach dem
Ausnahmetarif 2 . L 34
wieder eilgutmäßig zu«
Frachtguttax« befördert .
Näheres in unserm Tarif¬
anzeiger . L .94S
Karlsruhe , 28 . Avril 1919.
GeneraldireNon der Budd

Ntmitinuenboh »«». »
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